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Studie für den CULT-Ausschuss −  
Die Strategie der Europäischen Union 
für ihre mehrsprachige 
Kommunikation 
In dieser Studie wird die Strategie der EU für ihre mehrsprachige Kommunikation untersucht. Dabei 
kommen verschiedene Methoden zum Einsatz, u. a. eine Durchsicht der Literatur, eine rechtliche 
und politische Analyse, eine quantitative Analyse der EU-Websites, Interviews mit EU-Experten und 
eine Analyse von Erhebungsdaten. 

Wichtigste Erkenntnisse 

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der EU richten sich formal nach den 
EU-Vorschriften über die Mehrsprachigkeit. 
Dies wird dadurch erleichtert, dass die 
Rechtsvorschriften flexibel gestaltet sind 
und dass ein umfassender Rahmen fehlt, mit 
dem gemeinsame, auf das digitale Zeitalter 
abgestimmte Standards sichergestellt 
würden, insbesondere im Hinblick auf EU-
Websites.  

Die Verordnung Nr. 1 ist der rechtliche 
Grundpfeiler der EU-Vorschriften über die Mehrsprachigkeit. Darin ist geregelt, welche 
Sprachen von den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU zu verwenden sind, wobei 
sie flexibel entscheiden können, welche Sprachen in bestimmten Fällen, z. B. in Arbeitsdokumenten 
oder in internen Sitzungen mit Fachleuten, verwendet werden müssen. Die mehrsprachige digitale 
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Kommunikation wird in der Verordnung Nr. 1 oder in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union bisher nicht behandelt. Infolgedessen werden viele Online-Inhalte nicht 
übersetzt, da sie als Nebenprodukte der internen Kommunikation angesehen werden. Das 
bedeutet, dass veröffentlichte Dokumente, die Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen und 
Mitgliedstaaten betreffen können, möglicherweise nicht immer in deren Sprache verfügbar sind.  

In dieser Studie wird anhand der rechtlichen Grundlagen erläutert, dass die Vorschriften über die 
Mehrsprachigkeit für bestimmte Arten von Website-Inhalten Anwendung finden sollten. Zu 
diesem Zweck wird eine Typologie des Mehrsprachigkeitsbedarfs vorgeschlagen, um zu klären, 
welche Arten von Inhalten für die Übersetzung priorisiert werden sollten. Diese Typologie basiert 
auf dieser nach Wichtigkeit sortierten Klassifizierung: a) zentrale Dokumente, die von Rechts wegen 
in allen EU-Sprachen verfügbar sein oder übermittelt werden müssen; b) Primärdokumente, die 
aufgrund ihres wesentlichen Inhalts und der möglichen Auswirkungen auf die Rechte und Pflichten 
von Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und staatlichen Stellen in allen Amtssprachen der EU 
verfügbar sein sollten, z. B. Leitlinien zu staatlichen Beihilfen, EU-Finanzierungsprogramme oder 
Ausschreibungen; c) Sekundärdokumente, bei denen Mehrsprachigkeit und Zugänglichkeit eine 
geringere Priorität haben und für die maschinelle Übersetzung genutzt werden könnte, wenn keine 
Ressourcen für eine menschliche Übersetzung zur Verfügung stehen.  

Was die Verfügbarkeit von mehrsprachigen Inhalten betrifft, die in allen Amtssprachen 
verfügbar sein sollten, so werden in der Studie erhebliche Unterschiede festgestellt. Dies geht 
aus den Mehrsprachigkeits-Scores hervor, die durch die Anwendung der Typologie des 
Mehrsprachigkeitsbedarfs auf die Websites der Unionsorgane ermittelt wurden. Was die 
Veröffentlichung von Dokumenten mit „überwiegend zentralen“ und „überwiegend primären“ 
Inhalten betrifft, die in allen EU-Amtssprachen verfügbar sein sollten, so sind die Websites der 
Kommission und der Europäischen Zentralbank nicht gut gestaltet. Die Gestaltung der Websites des 
Europäischen Rats/des Rats der Europäischen Union, des EuGH und des Europäischen 
Rechnungshofs ist dagegen sehr gut. Auch das Europäische Parlament erhielt einen relativ hohen 
Score.  

Eine weitere wichtige Schlussfolgerung lautet, dass die Regelungen der Sprachenfrage der 
Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU nicht ausreichend transparent und 
formalisiert sind. Die Regelungen sind manchmal überhaupt nicht festgelegt oder häufig unklar. 
Die meisten Organe und Einrichtungen der EU haben eine Richtlinie für die auf der Website 
verwendeten Sprachen veröffentlicht, die meisten sonstigen Stellen nicht. Dies steht im 
Widerspruch zu den Empfehlungen des Europäischen Bürgerbeauftragten, in denen gefordert wird, 
dass die Richtlinie für die Verwendung der EU-Amtssprachen klar festgelegt und veröffentlicht wird.  

Die vielzähligen Regelungen der Sprachenfrage, der Gepflogenheiten und der Richtlinien für 
die auf der Website verwendeten Sprachen wird von der EU nicht systematisch überwacht 
und überprüft. Dies ist für die Transparenz und Rechenschaftspflicht nachteilig und für eine 
formalisiertere Strategie für die mehrsprachige Kommunikation mit gemeinsamen Standards 
hinderlich.  

Daraus, dass auf den Websites der EU insgesamt oder auch auf ein und derselben Website 
unterschiedliche mehrsprachige Inhalte bereitgestellt werden, lässt sich schließen, dass mit 
diesem Kommunikationskanal nicht immer die Anforderungen aller Zielgruppen erfüllt 
werden. Bei der Analyse der 13 EU-Websites mit den meisten mehrsprachigen Inhalten wurde 
festgestellt, dass manche im Hinblick auf einen Mehrsprachigkeits-Index, bei dem die 
verschiedenen inhaltlichen Abschnitte einer Website berücksichtigt werden, gut gestaltet sind, 
während andere schlechter ausgeführt sind. Die höchsten Bewertungen im Hinblick auf die 
Mehrsprachigkeit wurden an sechs Seiten Websites vergeben, deren Durchschnitts-Score deutlich 
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über dem der 13 Websites lag (Gerichtshof der Europäischen Union, Rat der Europäischen 
Union/Europäischer Rat (gemeinsame Website), Europäischer Rechnungshof, Europäisches 
Parlament, Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und 
Europäischer Bürgerbeauftragter). Für eine zweite Gruppe von Websites wurden Ausführungen 
mittlerer Güte festgestellt: Website der Kommission (dem Durchschnitt der EU-Websites am 
nächsten), der Europäischen Chemikalienagentur und des Europäischen Ausschusses der Regionen 
(beide mit niedrigeren Scores). Die letzte Gruppe umfasst vier Websites, denen eine schlechte 
Ausführung attestiert wurde und auf denen wenig mehrsprachige Inhalte zur Verfügung stehen 
(Europäische Zentralbank, Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss, Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit, Agentur der Europäischen Union für Grundrechte). Darüber hinaus werden 
auf den Websites der sonstigen Stellen der EU (die neben den oben genannten qualitativ geprüft 
wurden) Inhalte nicht in allen Amtssprachen veröffentlicht, sondern sie liegen praktisch einsprachig 
auf Englisch vor.  

Mit einem alternativen Mehrsprachigkeits-Index, bei dem ausschließlich der Gesamtumfang 
von Webseiten betrachtet wird, ohne die Unterschiede in den inhaltlichen Kategorien zu 
berücksichtigen, steigt die Leistung von zwei der Websites geringfügig an (des Europäischen 
Parlaments und der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte), wohingegen die 
Ausführungsqualität der Mehrheit der Websites abnimmt, in manchen Fällen wie beim 
Europäischen Bürgerbeauftragten sogar recht drastisch.  

Wird ausschließlich Englisch verwendet, ist die Zugänglichkeit zu den von der EU 
veröffentlichten Inhalten gering. Aus einer Analyse der Erhebung über die Erwachsenenbildung 
von Eurostat (2016) geht hervor, dass ca. ein Drittel der Einwohner der EU im Alter von 25 bis 
64 Jahren ausschließlich ihre Muttersprache beherrschen. Es gibt in der EU keine gemeinsame 
Sprache, die eine Mehrheit der Bevölkerung auf sehr hohem Niveau (d. h. als Muttersprache oder als 
Fremdsprache mit hoher Kompetenz) beherrscht. Ca. 20 % der erwachsenen Einwohner der EU 
können auf sehr gutem Niveau auf Deutsch kommunizieren, danach folgen Französisch (ca. 16 %), 
Italienisch (14 %) und Englisch (13 %). Wird ein Dokument ausschließlich auf Englisch veröffentlicht, 
dann ist ein Anteil von 13 bis 45 % der erwachsenen Bevölkerung der EU in der Lage, es zu verstehen 
(der Bereich hängt von dem Indikator ab, der zur Messung der Sprachkompetenz verwendet wird). 
Dieser Anteil erhöht sich bei einer auf drei Sprachen basierenden Kommunikationsstrategie (bei 
Englisch, Französisch und Deutsch) auf 43 bis 65 %. Mit einer Kommunikationsstrategie unter 
Verwendung aller Sprachen wird dafür gesorgt, dass Inhalte für 97 bis 99 % der erwachsenen 
Einwohner der EU zugänglich sind.  

Angesichts der derzeitigen Verteilung der Sprachkompetenz der Bevölkerung kann durch 
fehlende Aufmerksamkeit für die Bedeutung der Mehrsprachigkeit in der 
Kommunikationsstrategie unter den Bürgerinnen und Bürgern potentiell die Wahrnehmung 
geschürt werden, dass die EU distanziert ist und nichts mit ihnen zu tun hat. Die EU-
Regelungen der Sprachenfrage sind das Ergebnis eines Balanceakts zwischen verschiedenen 
Interessen und Faktoren, einschließlich der erheblichen Ressourcenknappheit. Dies bedeutet eine 
strategische und operationelle Herausforderung für die Unionsorgane. Auch wenn im Hinblick auf 
die Ressourcen Einschränkungen bestehen, so ist eine mehrsprachige Regelung angesichts der 
derzeitigen Verteilung der Sprachkompetenz der Einwohner der EU doch die wirksamste und 
zugänglichste Kommunikationsstrategie.  
  



IPOL | Fachabteilung Struktur- und Kohäsionspolitik 
 
 

4  

Empfehlungen 
Auf der Grundlage der Erkenntnisse aus dieser Studie werden die folgenden Empfehlungen 
ausgesprochen. 
 
• Empfehlung 1: Entwicklung eines gemeinsamen und transparenten Rahmens sowie 

gemeinsamer und transparenter Standards für die mehrsprachige Kommunikation, auch 
im digitalen Bereich. Ist der politische Wille für eine Reform der Verordnung Nr. 1 nicht 
vorhanden, könnte das Europäische Parlament die Einrichtung eines formalen gemeinsamen 
Rahmens und formaler gemeinsamer Standards über eine interinstitutionelle Vereinbarung 
fördern. Die Kommunikation der EU über das Internet sollte den Vorschriften über die 
Mehrsprachigkeit unterliegen, nicht nur im Hinblick auf die Inhalte, die in dieser Studie als 
„zentral“ definiert wurden, sondern auch im Hinblick auf „primäre“ Inhalte. 
 

• Empfehlung 2: Institutionalisierung der regelmäßigen Kontrolle der Einhaltung der 
Rechtsvorschriften, der administrativen Transparenz und des Einsatzes der Ressourcen 
zur Sicherstellung der mehrsprachigen Kommunikation in Form eines regelmäßigen 
Berichts. 
 

• Empfehlung 3: Einsetzung eines Beauftragten für die Mehrsprachigkeit, der die 
Gepflogenheiten, die Regelungen der Sprachenfrage und die Richtlinien für die auf 
Websites verwendeten Sprachen überprüft. Dieser Beauftragte sollte für den regelmäßigen 
Überwachungsbericht zuständig und dem Europäischen Parlament gegenüber 
rechenschaftspflichtig sein.  
 

• Empfehlung 4: Förderung der Verwendung der Amtssprachen in der digitalen 
Kommunikation zur Verbesserung der Zugänglichkeit und der Bürgernähe.  
 

• Empfehlung 5: Aufstockung der EU-Mittelzuweisungen für die Mehrsprachigkeit. Damit 
wird dazu beigetragen, den in den letzten Jahren zu beobachtenden Kürzungen bei den 
Übersetzungs- und Dolmetschdienstleistungen entgegenzuwirken. 
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Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3TpqJ8e  

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den Ausschuss für Kultur und Bildung: 
https://research4committees.blog/cult/ 
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